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Nichtzulassungsbeschwerde

In dem Rechtsstreit

Frank Rosner, Prof.-Carl-Reiser-Str. 38, 82467 Garmisch-Partenkirchen

— Klager, Berufungsklager und Beschwerdefiihrer —
gegen

BKK Faber-Castell & Partner, Krankenkasse, vertreten durch den Vorstand, BahnhofstralRe 45, 94209
Regen

— Beklagte, Berufungsbeklagte und Beschwerdegegnerin —

beigeladen:

BKK Faber-Castell & Partner, Pflegekasse, vertreten durch den Vorstand, BahnhofstraRe 45, 94209
Regen

— Beigeladene —
wegen: Beitragsfestsetzung zur Kranken- und Pflegeversicherung fiir das Jahr 2021



Namens und in Vollmacht des Klagers lege ich gegen das Urteil des Bayerischen Landessozialgerichts
vom 21.07.2026 — L 5 KR 478/23 —,zugestellt am 08.08.2026,

Beschwerde gegen die Nichtzulassung der Revision ein (§ 160a Abs. 1 SGG).

Eine Abschrift des Urteils wird beigefiigt.

Es wird beantragt,

die Revision gegen das Urteil des Bayerischen Landessozialgerichts vom 21.07.2026 — L 5 KR
478/23 — zuzulassen.

Zulassungsgrund: Grundsatzliche Bedeutung der Rechtssache (§ 160 Abs. 2 Nr. 1 SGG).

A. MalRgebliche Feststellungen des LSG (§ 163 SGG)

Das Berufungsgericht hat u.a. festgestellt:

Der Klager ist hauptberuflich selbstandig erwerbstatig, freiwilliges Mitglied der GKV und nach §1
Abs. 2 Satz 1 SGB Xl pflichtversichert in der Pflegeversicherung.

Er erzielte im Jahr 2021 ausschlieRlich Einkiinfte aus selbstandiger Tatigkeit in Hohe von |-

Die Beklagte setzte die Beitrage flir 2021 endgiiltig auf monatlich i € (KV) und il € (PV) fest
und forderte eine Nachzahlung von I €

Der Klager tragt den Beitrag nach § 250 Abs. 2 SGB V vollstandig allein.

Rechtsgrundlage  der  Beitragsbemessung ist §240 Abs.1 SGBV iV.m. den
Beitragsverfahrensgrundsatzen Selbstzahler; maRgeblich ist die gesamte wirtschaftliche
Leistungsfahigkeit. Das LSG erkennt ausdriicklich, dass die fehlende Verbeitragung von
Nebeneinkiinften bei Pflichtversicherten ,zu einer Privilegierung” fiihren kann und die Einwande des
Klagers ,,grundsatzlich nachvollziehbar” sind (Urteil S. 9).

Gleichwohl halt das LSG die Ungleichbehandlung fiir gerechtfertigt — tragend gestitzt auf (a) typisierte
geringere Schutzbeddrftigkeit freiwillig Versicherter und (b) Verwaltungspraktikabilitat. Der Klager hat
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in beiden Instanzen neben der Reduzierung der Beitrage stets auch die Aufhebung des Bescheids
beantragt; dieser Antrag ist selbstandiger Streitgegenstand.

B. Zulassungsgrund: Grundsatzliche Bedeutung (§ 160 Abs. 2 Nr. 1 SGG)

I. Klarungsbedirftige Rechtsfrage

Die Rechtssache wirft folgende, hochstrichterlich ungeklarte Rechtsfrage auf:

VerstoRt die vollstindige Verbeitragung samtlicher Einklinfte freiwillig versicherter hauptberuflich
Selbstandiger nach § 240 Abs. 1 SGB V i.V.m. den Beitragsverfahrensgrundsatzen Selbstzahler gegen
Art.3 Abs.1 GG, wenn bei versicherungspflichtig Beschaftigten Einkinfte aus Vermietung und
Verpachtung, Kapitalvermogen und nebenberuflicher Selbstdandigkeit vollstandig beitragsfrei bleiben
und die Ungleichbehandlung strukturell die gesamte Gruppe der freiwillig Versicherten betrifft?

Il. Kldrungsbedirftigkeit

Die bisherige Rechtsprechung des BSG betrifft die Frage nicht.

Die vom LSG zitierten Entscheidungen (B 12 KR 20/11R; B12 KR 3/12R; B12 KR 15/13 R; B 12 KR 9/23
R) befassen sich ausschlieBlich mit der Beitragsbemessung innerhalb der Gruppe der freiwillig
Versicherten. Sie beantworten nicht die Frage, ob die Beitragsfreiheit erheblicher Nebeneinkiinfte bei
Pflichtversicherten die Grenzen zuldssiger Typisierung Gberschreitet.

Der verfassungsrechtliche Malstab hat sich fortentwickelt.

Das LSG stitzt sich selbst auf den Beschluss des BVerfG vom 23.07.2025 — 2 BvL 19/14 —, Rn. 71:

,Der Gesetzgeber verletzt Art.3 Abs.1 GG, wenn er tatsachliche Ungleichheiten des
Lebenssachverhalts nicht beriicksichtigt, die so bedeutsam sind, dass sie beachtet werden missen.”

Diese Entscheidung ist nach der letzten einschligigen BSG-Entscheidung (05.11.2024 —B 12 KR 9/23 R)
ergangen.

Das BSG hatte daher noch keine Gelegenheit, seine gefestigte Rechtsprechung zur typisierten
geringeren Schutzbedirftigkeit freiwillig Versicherter an diesem Malstab zu tberprifen.
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Das LSG hat den MaRstab nicht angewandt.

Das LSG erkennt die Privilegierung von Pflichtversicherten ausdriicklich an, prift aber nicht, ob diese
Ungleichheit ,so bedeutsam” ist, dass sie beachtet werden muss. Damit bleibt die
verfassungsrechtliche Kernfrage ungeklart.

Die Grenzen zuldssiger Typisierung sind Uberschritten.

Nach BVerfG (1 BvL 3/18; 2 BvL 6/11) ist Typisierung nur zuldssig, wenn:

-sie sich am typischen Fall orientiert,

-nur eine relativ kleine Zahl atypischer Félle benachteiligt wird,

-der Belastungsgrund realitatsgerecht abgebildet wird.

Das LSG hat lediglich ausgefiihrt, die Beispiele des Klagers seien ,,zugespitzt” und ,nicht der Regelfall”.

Es hat aber nicht geprift ob die Gruppe der freiwillig versicherten Selbstédndigen eine ,relativ kleine
Zahl“ atypischer Falle ist (was sie nicht ist), ob die Belastungsdifferenz (100 % vs. 0 %) den
Belastungsgrund noch realitatsgerecht abbildet.

Damit bleibt die verfassungsrechtliche Bewertung offen. Die tragenden Rechtfertigungserwdgungen
sind erneut zu Uberprifen.

a) Wahlrecht
Das Wahlrecht betrifft die Frage, ob jemand Mitglied der GKV ist.

Es rechtfertigt nicht, dass innerhalb des Systems eine strukturell gleichheitswidrige Beitragsbemessung
erfolgt.

b) Verwaltungspraktikabilitat

Das LSG stiitzt sich auf ,vielfachen Verwaltungsaufwand”. Diese Annahme ist durch § 240 Abs. 4a SGB
V Uberholt; die Beitragsbemessung knlipft an den Einkommensteuerbescheid an — Daten, die auch bei
Pflichtversicherten vorliegen. Ein strukturell neuer Ermittlungsaufwand ist nicht ersichtlich.

Hinzu kommt ein weiterer, besonders bedeutsamer Aspekt: Eine Ungleichbehandlung in diesem
Ausmall kann sich nicht auf Verwaltungspraktikabilitat stiitzen. In anderen Rechtsgebieten —
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insbesondere im Steuerrecht — hat die Einzelfallgerechtigkeit regelmaRig Vorrang vor biirokratischem
Aufwand. Dort werden hochkomplexe individuelle Sachverhalte ermittelt, differenziert und
verfahrensrechtlich abgebildet, obwohl dies erheblichen Verwaltungsaufwand verursacht. Es ist daher
nicht nachvollziehbar, weshalb ausgerechnet im Bereich der Krankenversicherungsbeitrdage, wo die
Ungleichbehandlungen besonders gravierend sind und die Belastungsdifferenz strukturell die gesamte
Gruppe der freiwillig Versicherten betrifft, die Verwaltungspraktikabilitat plotzlich Vorrang haben soll.
Dies ist weder systemgerecht noch mit dem verfassungsrechtlichen Mal3stab vereinbar und bedarf
einer grundsitzlichen Uberpriifung.

Il. Klarungsfahigkeit

Die Frage ist im Revisionsverfahren klarungsfahig, denn alle Tatsachen wie die Einkiinfte, die
Beitragshohe und die Ungleichbehandlung sind vollstandig festgestellt.

Die Entscheidung hangt allein von der verfassungsrechtlichen Frage ab. Die Berechnung nach
einfachem Recht ist unstreitig. Bei Unvereinbarkeit ware der Bescheid aufzuheben. Der
Aufhebungsantrag ist ein selbstandiger Streitgegenstand.

Bei Unvereinbarkeit der Norm ware das BSG nach Art. 100 Abs.1 GG vorlagepflichtig. Die
Rechtsprechung des BVerfG zur ,Verschonung Dritter” ist Gbertragbar. Ein Belasteter kann sich gegen
seine eigene Heranziehung wenden, wenn die Verschonung anderer die Belastungsentscheidung
insgesamt pragt (BVerfGE 138, 136; BVerfGE 84, 239).

IV. Breitenwirkung

Die Frage betrifft:

- alle freiwillig versicherten Selbstandigen,
- alle pflichtversicherten Arbeitnehmer mit Nebeneinkiinften,
- die Systematik der Beitragsbemessung in der GKV insgesamt.

Sie hat damit erhebliche Breitenwirkung.

C. Weitere Zulassungsgriinde

Divergenz (§ 160 Abs. 2 Nr. 2 SGG) wird nicht geltend gemacht.
Verfahrensmangel (§ 160 Abs. 2 Nr. 3 SGG) sind nach Aktenlage nicht ersichtlich.

D. Zusammenfassung



Felix Rösner
Hervorheben

Felix Rösner
Hervorheben

Felix Rösner
Hervorheben

Felix Rösner
Hervorheben

Felix Rösner
Hervorheben

Felix Rösner
Hervorheben

Felix Rösner
Hervorheben


Die Revision ist zuzulassen, weil hochstrichterlich ungeklart ist, ob die vollstandige Verbeitragung
samtlicher Einklnfte freiwillig versicherter Selbstdndiger bei gleichzeitiger Beitragsfreiheit
entsprechender Einklnfte Pflichtversicherter die Grenzen zuldssiger Typisierung Uberschreitet —
insbesondere vor dem Hintergrund des fortentwickelten verfassungsrechtlichen Mafstabs des BVerfG
(2 BvL 19/14).

Mit freundlichen GriifRen

Sebastian Schecker
Rechtsanwalt





